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§34

Erfolgloses Verleiten zu einem 
Verbrechen oder Vergehen

(1) Wer durch Mißbrauch seiner Befehlsbefugnis 
oder Dienststellung einen Untergebenen zu bestimmen 
versucht, eine als Verbrechen oder Vergehen mit Stra­
fe bedrohte Handlung auszuführen oder zu ihr anzu­
stiften, wird nach den für die Begehung der Tat gel­
tenden Vorschriften bestraft. Jedoch kann die Strafe 
nach den Vorschriften über die Bestrafung des Ver­
suchs gemildert werden.

(2) § 33 Abs. 2 gilt entsprechend.
(3) Straflos bleibt, wer aus freien Stücken den Ver­

such, den Untergebenen zu bestimmen, aufgibt oder die 
mit Strafe bedrohte Handlung verhindert, wenn ihre 
Begehung zu befürchten ist. Unterbleibt die Handlung 
ohne sein Zutun oder wird sie unabhängig von seinem 
früheren Verhalten begangen, so genügt sein freiwil­
liges und ernsthaftes Bemühen, die Begehung zu ver­
hindern.

§35

Unterdrücken von Beschwerden

(1) Wer einen Untergebenen durch Befehle, Dro­
hungen, Versprechungen, Geschenke oder sonst auf 
pflichtwidrige Weise davon abhält, Eingaben, Mel­
dungen oder Beschwerden bei der Volksvertretung 
der Bundesrepublik Deutschland oder eines ihrer Län­
der, bei dem Wehrbeauftragten des Bundestages, bei 
einer Dienststelle oder bei einem Vorgesetzten an­
zubringen, Anzeige zu erstatten oder von einem 
Rechtsbehelf Gebrauch zu machen, wird mit Freiheits­
strafe bis zu fünf Jahren oder mit Strafarrest bestraft.

(2) Ebenso wird bestraft, wer eine solche Erklä­
rung, zu deren Prüfung oder Weitergabe er dienstlich 
verpflichtet ist, unterdrückt.

(3) Der Versuch ist strafbar.

§36
Taten von Soldaten mit höherem Dienstgrad

(1) Die §§ 30 bis 35 gelten entsprechend für Taten 
eines Soldaten, der zur Zeit der Tat nicht Vorgesetz­
ter des anderen, aber

1. Offizier oder Unteroffizier ist und einen höheren 
Dienstgrad als der andere hat oder

2. im Dienst dessen Vorgesetzter ist
und der bei der Tat seine Dienststellung mißbraucht.
(2) In den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 ist § 4 nicht 

anzuwenden.

§271
Verletzung des Beschwerderechts 

Wer als Vorgesetzter eine ordnungsgemäß einge­
reichte Beschwerde eines Unterstellten nicht bearbeitet, 
zurückhält oder den Beschwerdeführer zur Rück­
nahme der Beschwerde nötigt, wird mit Freiheitsstrafe 
bis zu zwei Jahren oder mit Verurteilung auf Be­
währung oder mit Strafarrest bestraft.


